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I)a die mißlunge—né Revolte der argentiniıschen Marine das RegimeGeneral Peröns gerade ZU einem Zeitpunkt ausgebrochen W: aqals der antı-
kirchliche Kursus dieses Kegimes mıiıt der Landesverweisung V'O!  un Zzwel katho-
lischen Prälaten seinen Höhepunkt erreicht hatte, War oberflächliche
Beobachter naheliegend, diesen Aufstand mıt der Kirche bzw mıt katholi-
schen Kreisen iın Zusammenhang bringen. Dies mehr, qals Perön
selbst se1inNner TStTeEN KRundfunkansprache ach der unterdrückten Revolte
der Marine ‚„oligarchische Kreise‘“‘ und auch ‚„„klerikale Elemente‘“* einem
Zuge der Anstiftung des Staatsstreiches bezichtigte. Das Dementi Tolgte
ZUSASCH sofort, un:! ‚:WAaT von der berufensten Seite: der ach un: infolgedieser Kreignisse verabschiedete Innenminister Angel Borlenghi erklärte,sobald CL selInen Fuß auf uruguayischen Boden, diesen schon traditionell
wordenen Zufluchtsort argentinischer Kxilpolitiker, setzte: ‚„„Die Aufstands-
bewegung VO Juni hat keinen religiösen Ursprung.““ Borlenghi,; der
16 Jahre hindurch für das Innenressort verantwortlich ZC1Chnete, mufs S
schließlich. d besten vwisse'n !

Die Beziehun@ zwischen Kirche und Staat Argentinien haben se1it der
Loslösung des ehemaligen spanischen UÜberseebesitzes VO Mutterlande nıle-
mals e1INeE: Teste, beide Teile befriedigende orm ALLS'  3900000 und ZU Ab-schluß e1lInes Konkordates geführt Die Ursache dafür liegt den grundsätz-ich S1C  h widersprechenden Auffassungen ber die Gestaltung dieser Bezie-hungen, bzw: ber die Abgrenzung der Zuständigkeiten. Der Ursprung dieser
Gegensätze ıst npch auf die kirchenpolitischen Zustände VOT der Unabhängig-keit'serklärlmg der ehemaligen spanischen Kolonialbesitze zurückzuführen.

Die VO Papst Alexander VI erlassene Bulle ‚„„‚Eximiae devotionis SINCEeT1-
tas  o aus dem Jahre 1501 (von sSseInem Nachfolger Julius durch die Bulle„„Universalis Ecclesiae‘‘® 1503 bestätigt und teilweise erweltert) verlieh dem
spanischen König Ferdinand IN} von‘ Aragonien und seiner (zemahlin Isa-
bella V'O)  a Kastilıen, der Katholischen, sSowl1e deren Nachfolgern weıt-
gehende Investitur- un: Patronatsrechte, daß die Kıirche Spaniens (ein-schließlich der Überseegebiete) den Status einer Kigenkirche erhielt, die
allen Belangen, mıt Ausnahme des Dogmas, praktisch VO weltlichen Herr-
scher und nıcht VOoO Papst regıert wurde. In der Übersee übten die Vize-
könige ihre Herrschaft auch kirchlichen Fragen ziemlich unabhängig VO

König aus, Als unter König Carlos IL die Sammlung gämtlicher Gesetze Vvor-
genommen wurde wurden uch die für die Überseegebiete geltenden Nor-
Inen der ‚„NecopilaciıoOn de las leyes de los reinos de Indias‘‘ erfaßt und
durch das königliche Dekret VO 183. Mai 1680 bestätigt. In dieser nNn€e
Bände umfTfassenden Sammlung wurden sämtliche den Glauben und die Kirche
betreffenden Bestimmungen Band Das 11 Ja-
uar 1753 zwischen Spanien und dem Heiligen -  L geschlossene Konkor-
dat bestätigte die bisherigen Investitur- und Patronatsrechte der spanischenKönige séwo‘hl Mutterlande aqals uch den Kolonien.
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Obwohl zwischen der Unabhängigkeitserklärung der Vereinigten Staaten
VOT Nordamerika (: Juli und dem Becsinn der Loslösung der ibero-
amerikanischen Überseegebiete Von den Mutterländern Spanien und Portu-
gal aum C111 Zeitspanne VO  > VICIZI5 Jahren liegt, nahm die Entwicklung
der Beziehungen zwischen taat und Kirche 111 verschiedenen Verlauf
In den USA erklärte sich der Koncoreiß für nichtzuständig, als der Heilicve
Stuhl ber den damaligen USA Gesandten Paris Ben]jamin Franklin,
die Zustimmung für die Krnennung des ersten katholischen Bischofs den
Vereinigten Staaten einkam Dagegen ma{ißten sich die Aaus den ehemaligen
spanischen Kolonien entstandenen NC U€] Staaten nicht DUr das Recht

kirchlichen Angelegenheiten ihr Wort mitzusprechen, sondern gebärdeten
sich bezug auf die Investitur- und Patronatsrechte aqls rechtmäßige ach-
Tolger der spanischen Könige bzw als Erben deren persönlicher Rechte Be-
17s die argentinische ‚„„‚Primera unta Revoluecionarla"“ (der ‚„Erste Revo-
lutionäre Rat‘“, die provisorische Kegierung der Aufständischen) VO

Jahre 1810 erklärte sich ZU Trägerin sämtlicher Rechte, die bıs dahin VO
den Vizekönigen i Namen der spanischen Könige ausgeübt worden en.

Die erste verfassunggebende Versammlung der ‚„ Vereinten Provinzen Rio
de la Plata“‘ (wie Argentinien damals offiziell hieß) VO Jahre 18313 erklärte
die Loslösung der nationalen Kirche VO:  - der spanischen Jurisdiktion un
die Koppelung des Investitur- und Patronatsrechts mıiıt der nationalen Sou-
veranıtat Diese mit dem katholischen Dogma nicht ‚ereinbarende Auf-
Tassung, 1€ später als solche uch Syllabus VO 1864 verzeichnet wurde
trug mI1T azu bei, da{fß der CUuUcC Staat ach CLNeCT 1816 endgültig erlangten
Unabhängigkeit VO Heiligen Stuhl nıcht anerkannt wurde Der Anerken-
Nun der Staaten ehemaligen spanischen Kolonialreich standen
allerdings damals uch die zwischen den rivalisierenden NEUEN Machthabern.
entbrannten Bürgerkriege, die och ausstehende endgültige Grenzziehung
zwischen den NC UE Staaten und vieles mehr Wege, da{fß die ersten
ZWAaNZ1LE Jahre der Kıgenstaatlichkeit Argentiniens Zeichen der Nichtauf-
nahme der diplomatischen Beziehungen Heiligen Stuhl standen

ande { ] bemerkt da{fßß die Ausübung des Patronatsrechtes außerdem
Zankapfel zwischen den Zentralisten und den Föderalisten war sowohl

der Bund als uch die Provinzen beanspruchten dieses Recht ausschließlich
tür sich und übten auch aus Infolge dieser Zustände blieb 7 das da-
malige Bistum VO  a Buenos Aires bis 1831 unbesetzt un als MsegrT Dr Ma-
r1A110 Medrano ZU Bischof ernann wurde, ahm der damalige OUVErNEUT
VO  a Buenos Aires (also die Provinzregierung und niıcht die Bundesregierung)

obwohl S11die päpstliche Bulle NUuUr „AUS freiem W ıillen ZUC Kenntnis
‚„„kraft des unbestrittenen Patronatsrechtes““ WC des Mangels CLHNELr VOI-

herigen Präsentation hätte zurückhalten können.
Während der Regierung des Präsidenten Bernardino Rivadavıa hıs

1829 wurden die Kirchengüter beschlagnahmt, und ZWAar mıt der Begrün-
dung, der Staat als Patron benötige ]C Deckung Ausgaben,
die ihm aus den Patronatspflichten erwüchsen KRıyvadavlas Nachfolger, 0OSe
Manuel KRosas, der VO unbeschränkt und diktatorisch das Tand
beherrschte vertrieb 1843 die Jesuiten des Landes und verstaatlichte och
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den Rest der Kirchengüter. Diese Umstände erschwerten och mehr S
Normalisierung der Beziehungen zwischen Staat und Kirche.

uch als Rosas gesturzt wurde und die verfassunggebende Versammlung
VON 1853 über das Cu«ec Grundgesetz abstimmte, wurden die Beziehungen
zwischen Staat und Kirche ohne vorheriges Übereinkommen zwischen den
beiden eINSEILLE V()I  > se1lten des Staates Testgesetzt Diese eInNseEILLSE Regelung
wurde auch durch die VO Regime Perön 1949 VOTSCHOINMENEC Verfassungs-
änderung nicht berührt Das Grundgesetz verpflichtet die KRegierung,
den Bund den römisch-katholischen Kultus unterhalten, und der Präsi-
ent der Nation mMu der römisch katholischen Kirche angehören der Kon-
greiß billigt die Konkordate und bestimmt ber die Ausübung des Patronates

der gesamten Nation aufßerdem gewährt der Versa: der Präsident
Einvernehmen MIt dem Obersten Gerichtshof die Verbreitung VO Dekreten
der kirchlichen Konzilien VO päpstlichen Bullen, ndschreiben un Re-
skripten; insofern ber darın Bestimmungen allgemeiner oder dauernder
Natur SC sollten, ist (sesetz notwendie.

Dieser VO Staat einseltig festgesetzte Status der Kirche ı Argentinien
bedeutet S mehrfache Versklavung der Kirche, die durch rechts-
widrıe VO Staat sich SCILISSCHECS Patronatsrecht bemäntelt WIT: Die
kirchenrechtlichen Bestimmungen wurden völlig übergangen Bel der der
Verfassune verankerten Religionsfreiheit un: dem Verbot jeder Diskrimi-
NICFUNGS aus religiösen Gründen können auch Nicht Katholiken Mitglieder
des Kongresses bzw des Obersten Gerichtshofes werden und SOMIT be1i der
Regelung des Patronats mitwirken, bzw bei der Entscheidung ber die DA
Jässigkeit VO Konzilsentschlüssen, Bullen und Reskripten mıiıt entscheiden

Außerdem brachte das der Versammlung VO!  — 1853 als „Entschädigung‘‘
für die beschlagnahmten Kirchengüter eingeführte Subventionssystem miıt
der Besoldung des Klerus durch den Staat die Kirche z unerwünschte
Abhängigkeit VO Staate, ohne Rücksicht aut die Unzulänglichkeit der Sub-
vention SO betrug Budgetjahr 1954 die staatliche Subvention Millio-
116!]  - Pesos, be1 den mıiıt 11 veranschlagten und mIit NUur Milliarden
efitektuierten Staatsausgaben lediglich 0/0 bzw Ü,11 0/0 der („esamtaus-
gaben, da{fß VO  —_ den Millionen Argentiniern auf den Kopf 5 Pesos,

‚Ü treitfen. Vioon den ähnten 87 Millionen enttfällt jedoch 1in

großer eıl auf die Subvention der konfessionellen Privatschulen, für die
der Staat ach dem (G(Fesetz verankerten Grundsatz der Kostenlosigkeit
des Unterrichtes die Besoldung des Lehrpersonals übrigens auch bei
allen anderen Privatschulen übernommen hat, sSOW1L1E auf die Gehälter
der Keligionslehrer i staatlichen Schulen. Die Gehälter des Klerus sınd weıt
unter dem Existenzminimum gehalten; SI beziehen Weihbischöfe un (ze-
neralvikare 800 Pesos (230 DM) un: die Domherren 370 Pesos (110 DM)
monatlich. Die Kirche ist daher auch auf Spenden und Gebühren ANSCWICSCH,

Das Kontrollrecht, das sich der Staat über Dekrete VO  — Konzilien, Bullen
und Keskripten anma(ßlt, ist für die Kirche nicht NUuUr Hindernis
der Ausübung ihrer Hirtengewalt sondern auch = Bedrohung ihrer Lehr-
gewalt Der jungste FKall der eigenmächtigen Absetzung des Generalvikars
und Weihbischofs VO Buenos Aires, Msegr Manuel 'Tato und des Domherrn,
Msegr RHRamön N0VoOa, durch die Kegierung Perön unter Berufung auf CLn
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Entscheidung des Obersten Gerichtshofes VO Februar 1925 wird damit
begsründet da{fßs die fIrüher erwähnte ‚„Recopilacion de Indias‘““ VO 1680 och
LNNINELr Kraft Kıs 1st 1Ur CLl krasses Beispiel VOÜO  ; willkürlichen un
eigenmächtigen Übergriffen des Staates ausschließlichen Belangen der
Kirche Ks gab aber der argentinischen (seschichte deren och mehr
den Jahren 1826 18353 und 1855 wurden mehrere Priester VO der Recie-

abgesetzt nd 1839 der Bischof VO Salta und der Generalvikar VO
Coöordoba ihrer AÄmter enthoben, weil S1C sich SCHCH die Einführunge der obli-
gatorischen Zivilehe ausgesprochen hatten SEeITt November 1954 als der Kon-
flikt zwıischen. der Hegierung Peroön und der Kirche ausbrach, konnten rel
bereits ernannte Bischöfe ihre AÄmter nicht antreten, weil die Kegierung die
entsprechenden Bullen zurückgehalten hatte

Diese Übergriffe des Staates auf hierarchisch diszıplinärem un wirtschaft-
lichem (sebiet ahm die Kıirche TOLZ sporadischer Konflikte dem Frie-
den zuliebe verhältnismäßig ruhig hin, solange der Staat nicht dogmatı-
schen und erzıieherisch-moralischen Belangen Z rütteln begann. Die Kon-
flikte auf diesen Gebieten areiml der Vergangenheit un sind der
Gegenwart viıel heftiger un: aufreibender.

Die 18389 Argentinien eingeführte obligatorische Zivilehe verursachte
S09a den Abbruch der diplomatischen Beziehungen MI1t e Vatikan, als
die Kegierung des (GGenerals Roca den damaligen Internuntius MsgrT Mattera
innerhalb VO  - Stunden das Land verlassen W Der chronische
Priestermangel dem Argentinien SOW16 S ANZ Suüdamerika Se1t langem le1l-
den, un: die oft überdimensionale Ausdehnung einzelner Pfarrsprengel
mochten dazu geführt haben da{fß der auch übrigen Dingen ira und
nachlässige Argentinier MIt dem Empfang des akramentes der Ehe nicht
eilig hatte der ihn überhaupt unterliel15 Jedenfalls hat die Kinführung der
Zivilehe die vorgegebene Absicht der Hegierung und das dabei abgesteckte
Ziel, an die Kınführung VO  w Ordnung i KFamilienleben durch die 7ivil-
gewalt, nıiıcht erreicht: denn och heute TTOTLZ allem Fortschritt ı Ver-
ehrswesen bevölkern kleine und erwachsene „h170S naturales“‘ statt-
Licher Anzahl die argentinischen Getilde. Obwohl die Kiınführung der staat-
lichen Standesämter und der obligatorischen zivilen Eheschließunsstorm
Liberalen und laizıstischen Tendenzen ihren Ursprung hatte, kann dieses
bel abgesehen VOIL grundsätzlichen und dogmatischen Standpunkt och
als verhältnismälßig bezeichnet werden denn die Gesetzgeber haben
damals praktisch DUr das zirchliche materielle Eherecht ‚„„laizısiert" 1e
entsprechenden Normen des Kirchenrechtes bezug auf die Ehehindernisse
(bis auf die Hindernisse der Priesterweihe, der Religions- und Kultver-
schiedenheit) wurden einfach abgeschrieben, die J1 rennungs- bzw Sche1l-
dungsgründe mıiıt des Kirchenrechtes identisch (es fehlte Jedig-
ıch das Privileg1ium Paulinum). {Jas argentinische Familienleben unterlag
3180 TOTZ obligatorischer ziviler Eheschließungsform, TOTLZ der VO Staat
NnOTM1erTrten Ehegesetze und TOTLZ deı zivilen Gerichtsbarkeit Ehesachen
doch überwältigendem Ausmaße ECELNECELr Gesetzgebung auf ziyiılem Sektor,
die m1t dem Kirchenrechte Schritt halten bemüht War Eıs mangelte TW,

nıcht Versuchen die Scheidungs und Trennungsgründe lockern, bzw
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das Wiederverheiraten der Geschiedenen ermöglichen, aber alle 1e56€
Versuche und gab deren ec1in Dutzend scheiterten Kongrefs
dem sich die notwendige Mehrheit 1116 fand

Während 1889 bei der Schaffung der zivilen Ehevesetze ıberale und Ia1-
zistische Elemente Werke arecnmn, IsST die Ende Dezember 1954 Argen-
uınıen VOrSCHOMMECNE hereform vereinten kommunistischen und freimau-
rerischen Eintflüssen verdanken Der Zusammenhang zwischen der
November 1954 VO Perön angekündigten Bekämpfung der ‚„„klerikalen“‘ In-
Hltration die ‚„Urganisationen des Volkes die VO KHegime auf-
SC6ZOSCHCH einheitlichen und gelenkten Gewerkschaften bezeichnet werden,
denen das ausschließliche Recht ı Namen des ‚„ Volkes‘‘ sprechen
einräumte und der Notw‚endigkeit derartigen Ehereform, die aus

Argentinien Reno geschaffen hat, ist nıicht leicht erfassen,
den Gesamtkomplex der Hintergründe nıicht ennt

Die politische Laufbahn Peröns begann miı1ıt Berufung ZU. Unter-
staatssekretär für soz1ıale Fürsorge und Arbeit Jahre 1943 als die Kege-
Iune soz1laler Belange akut geworden War Als das Heer, die bevorste-
hende Bildung C116 V olksfrontregierung vereiteln, CLN6 de Tacto-Kegie-

eINSEeTzZTE der Perön bereits 1945 den Posten C111CS Vizepräsidenten
der Nation erklommen hatte, gelang ihm mıiıt Unterstützung der VO  z ihm
und SC1M:} Gattıin Kva Duarte de Peroöon organısıerten Arbeitermassen alle
sCc11C6 Gegner bei den Wahlen schlaven und 1946 die Kegierung ber-
nehmen Für die Verwirklichung SC 1116 W ahlspruches, Aaus dem Bauern- nd
Hirtenvolk Argentiniens S politisch SOUVCTFANC, soz1al gerechte und WITL-
schaftlich unabhängige Nation schaffen, damals alle Voraussetzun-
SCH gegeben Das Land War infolge SCLHNECELI Nichteinmischung den Zzweieıten
Weltkrieg (bıs knapp dessen Ende) und dank C111} CNOoTINEN Lieferungen
VO  a Verbrauchsgütern die Westalliierten £1INeCeT seltenen „Kriegs-

geworden, das C1INEeCN L£NOrCmMECIN Stock old und ‚„„‚harter Devisen
aufgestapelt hatte, und konnte deshalb C1INeLr sorgenlosen Zukunft entgegen-
sehen während siıch Sieger un: Besiegte damıiıt auseinanderzusetzen hatten,

s 1C ohne Erschütterungen und MIT leeren Staatskassen ihr FESAMTES Le-
ben wieder auft normale Friedenszustände umstellen sollten Der Kurs

Argentinien wurde mıiıt aller Vehemenz angesteuert und vorangetrieben
heute sind die Krgebnisse klar das argentinische Staatsschiftf IsSt aufgelaufen
un das Regime Peroön hat siıch festgefahren

Auf innenpolitischem Sektor artete das öffentliche Leben, das siıch vorher
(CSO nıicht durch CLNC saubere Demokratie auszeichnete, z Partei-
diktatur AUS, mit allen Beoleiterscheinungen solchen gelenkte Presse,
gedrosselte Opposıtion, Knebelune der öffentlichen Meinung, deren Spre-
cher die VO Hegime aufgestellten, monopolistischen un: gelenkten (Ge-
werkschaften promovıer wurden In der Außenpolitik löste über-
turzter Hast Ite Beziehungen, ohne sich vorher FKreunde suchen,
und andete SOM Wa nıcht splendid aber spürbaren Isola-
LL10N die für den Hausgebrauch als dritte Position zwıschen den rıivalı-
s1ıerenden Ost- und W estmächten bezeichnete, sich heute als Wasser-
träger auft beide Seiten amıt begnügen USSCH, C1NCeIH Zuge mI1ıt 11ito.
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und Nehru als dritter Markstein auf defn Wege z_ü einer fraglichen und um-
strıttenen friedlichen Koexistenz genannt werden.

Auf wirtschaftlichem Gebiet verpulverte die aufgestapeIten ‚„„‚.harten“
Devisen für die Verstaatlichung des ITransportwesens (einschließlich der
Überseeschiffahrt) und für das Vorantreiben der Industrialisierung des Ian-
des bei gleichzeitiger Nationalisterung vieler Großunternehmen. Die Folgen

Gestalt V'O]  - Landflucht, Überbevölkerung der Städte und auch durch
den Einwandererstrom och mehr verschärften Wohnungsnot FKFlucht des
ausländischen Kapitals uUuUSWwW. blieben nıcht Aaus. Als dann die aus’dem Erlös
für die verkauften Agrarprodukte stammenden Devisen /Axm  — Anschaffung der

ande völlig mangelnden Industrierohstoffe und der Betriebsanlagen
d  16 angekurbelte Industrie nicht ausreichten, Wäar INa SCZWUNGSCH, das Steuer
wieder herumzuwerfen, die Industrialisierung auf autochthoner Basıs einzu-
dämmen und die Intensivierung der Agrarwirtschaft Angriff nehmen
und das ausländische Kapital appellieren, mo den verfahrenen In-
dustriekarren wieder Bewegung SE Da ; jetzt die Geister, die

rief, die den Städten zusammengeballte Landbevölkerung und
die Kinwanderer, nicht wieder los werden kann, gelstert das Gespenst der
Arbeitslosigkeit umher, zumal der Lebenskostenindex infolge der dauernden
Inflation innerhalb VO  — zehn Jahren rund auftf das Zehnfache gestiegen ıst
und ım Wettlauf 7zwischen den T1Löhnen un Preisen diese STETS eiINeN mäch-
figén Vorsprung haben

Die angekündigte Sozialreform hlieb ihren Anfängen stecken. Irotz
der hohen Beiträge (10 O/() VO Bruttolohn bei Arbeitnehmern un 1r" 0/0 be1
Arbeitgebern) ist der soziale Dienst VO der Unfallversicherung un der
Altersrente nıicht viel weıter gekommen; denn eine allgeme'me Krankenver-
sicherung gibt CS nicht, und die bezahlten dreı Maonate Krankenurlaub fallen
ausschliefßlich Lasten des Arbeitgebers. Der Staat selbst ist ach W1e VOL

der schlechteste Arbeitgeber: die Beamten ohne rechte Dienstordnung, die
Angestellten un: Arbeiter ohne Kündigungsfrist nd ohne Abfindung uUSW.

Da 1a für die erwähnten politischen nd wirtschaftlichen Mißerfolge den
unzufrieden werdenden Massen 1U ınen Prügelknaben vorführen mußte,
1st CS leicht verständlich, da{fß Perön seiner Verlegenheit Zuflüsterungen
VO  e verschiedenen Seiten innerhalb seINer eigenen Bewegung unterlag und
der Kirche diese Rolle zudachte. Kine eingehende Untersuchung der Hinter-
gründe ergibt, a CS noch paradox klingen, da{fß bei dieser Entscheidung
einerseıts iberal-freimaurerische und anderseits marxistische Elemente die
fatale Ratgeberrolle innehatten, allerdings jede Gruppe 1m Erstreben eige-
ner Ziele. Der zwar verfolgte, ormell jedoch n1e verbotene Kommunismus
hat Mittel und Wege gefunden, iın sämtliche Gewerkschaften einzudrin-
SCH un: SCINE Leute auft führende Posten stellen. Die Freimaurerel blieb
auch der perönistischen Xra ihrer Geheimtuerel ireu und weiterhin 70081

Werke und schleuste ın die perönistische Bewegung ihre Männer i1ne1n (Z
den Vizepräsidenten Teissalre, en ehem. Innenminister Borlenghi usw.).

Der Plan Wäar wohlüberlegt; denn 11a wußlte a da{fß ein Angriftf auf
die Unauflöslichkeit der Ehe die selbstverständliche Reaktion der Kirche
auslösen würde. Man wagte daher die Probe Die ruhige, aber entschlossene
Antwort des argentinischen Episkopats auf das Ehescheidungsgesetz, laut



A ArW &7  &7 a  E

dem jedes Urteil über von Tisch Bett ohne Rücksicht auf. dieTrennungsgründe un auf den Schuldspruch ach einem Jahre auf Antrag,
auch des schuldiggesprochenen Khepartners, 1n e1inNne endgültige Scheidung
mıiıt der Wiederverh»eiratungsmögliéhkeit beider Ehepartner umgewandelt
werden kann, diese Haltung des Kpiskopats wurde Kegimekreisen m11S-
verstanden und als Aufmunterung C  m  Y ZU. weiteren Schla
holen.

Die im Jahre 1384 Vßllzogene Schulreform entfernte ZWAar den Keligions-
unterricht aus den staatlichen Schulen, gleichzeitig auch die geistliche Be-
euuNS der Schüler innerhalh der Schulräume, bzw Rahmen der Schul-
erziehung; jedoch das Recht der Kirche auft E1n e1genes chulwesen hlieb
unangetastet. Diese Schulen unterstanden Im gesamten übrigen Lehrplan
eiNer staatlichen Kontrolle, mußten sich aber AauUuSs eigenen Mitteln unterhal-
ten Der bereits erwähnte chronische Priestermangel wirkte sich nach dem
Jahre 1834 ZWe1 Kichtungen aus,. Einerseits erhielten die Zöglinge der
staatlichen Schulen sa keinen oder durch die Katechetisation der Kirche,
bzw. Pfarre, NUur mangelhaften Religionsunterricht, falls die Eltern ihre Kin-
der überhaupt dorthin schickten. Anderseits bekamen jene Kinder, deren
Eltern die hohen Schulgelder aulbringen konnten, einen systematischen Re-
ligionsunterricht. Daher auch der häufi und der perönistischen antı-
kirchlichen Hetze mit Vorliebe sich wiederholende Vorwurf, die Keligion
Se1 e1inNn Privileg der Öligarchie, die Kirche eren politisches Instrument,
dessen S16 sich 1ım Kampfe SC die ‚„„Hemdlosen‘ E1n VO  ; Kva Perön
tür „Proletariat“‘‘ gebildetes Schlagwort bediene.

Als das Regime Perön 1m Jahre 1947 den nıemals aufgegebenen Forderun-
SCcH der Kırche, den Religionsunterricht als Pflichtfach wieder einzuführen,
stattgegeben hatte, schritt die Kirche größerem Ausmaße ZU.  _- Heranbil-
dung VON Religionslehrern AUSs dem Latenstande. Die Benennung der Kandi-
daten blieb der Kirche vorbehalten, die dabei nıicht NUur qauf die theoretische
Ausbildung der zukünftigen Lehrkräfte Wert legte, sondern schon die Aus-
ese der Lehramtskandidaten nach deren sittlichen Kigenschaften traf. In
Personalfragen hatte die Kirche e1in gleichberechtigtes Wort mitzusprechen
die Besoldung fiel Lasten der Staatskasse.

Der zweel1te Vorstofß des perönistischen Kegimes galt eben dem Religions-
unterricht, indem das Gesetz aus dem Jahre 1947 widerruten wurde un das
laizistische Schulgesetz V'OL 18334 wıeder Kraft trat, allerdings mıiıt dem
Unterschied, da{fß nunmehr ın den bisher dem Religionsunterricht eingeräum-
ten Stunden die perönistische Doktrin gelehrt werden sollte, während die
religiöse Betreuung VO einer parteipolitischen Schulung abgelöst wurde, die
Angehörigen eines Parteischulen herangebildeten Führungskorps oblie-
SCH soll, denen Iman den Titel „geistige Berater“ verliceh und Lehrkörper
EINe Sonderstellung einräumte.

Die Antwort der argentinischen Kirche auftf diesen zweıten Angriff blieb
gleich energisch und gleich würdig, obwohl der antikirchlichen Kampagne,
fl_ngefangen VoO  = Priesterverhaftungen un dem Verbot VO  e katholischen
Presseorganen bis den kleinsten Nadelstichen nichts unterlassen wurde,
auch nicht eın Verleumdungsfeldzug mıt marxistischem und Liberalem Wort-
schatz entlehnten Schlagworten.
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Bevor S1C  h das Regime Perön ZUIN etzten Schlag entschlo{fß griff Cs
Mafsnahmen minderer Bedeutung viele konfessionelle Schulen WUur-

den unter dem Vorwand des Mißbrauches von Subventionsgeldern geschlos-
SCH, der Seelsorgsdienst den Spitälern abgeschafft die Zahl der gesetzlich
anerkannten kirchlichen Feiertage ohne Beiragen der Kirchenbehörden VCeLT-

rıngert (u das Fronleichnamsfest), die Steuerfreiheit der Kirche aufgeho-
ben, die religiösen kte autf das Kircheninnere beschränkt

In Rolle C116 Vollstreckers des Willens des ‚„ Volkes‘‘ sichkselbs’c
Tallend, überhe{ Perön dem ihm hörigen Allgemeinen Gewerkschaftsbund
als Sprecher des ‚„ Volkes‘‘ die welitere Initiative ı Kampfe die Kirche
Der be1l der üblichen Maifteier VO Generalsekretär des Gewerkschaftsbundes
vorgebrachte Wunsch des ‚, Volkes‘‘ die Kirche VO Staate ennen, tand
nıcht LUr dröhnenden Beitall der zusammengetriebenen Masse, sondern
wurde uch V'OTL Peron selhst sofort als Gebot der Stunde aufgegriffen, diem
sich die Kegierung nıcht verschliefßen onn€e Unerwartet kam dieser Vorsto{fß
nıicht denn die gelenkte Presse atte ihrer Stimmungsmacherei AUS der
Schule geplaudert Der argentinische Episkopat lieflß MmMIt C1NeTr Stellung-
nahme nıcht auf S1IC.  h warten un! gab bekannt dafß .1Ner Trennune auft WITL-
schaftlichem Gebiet die Kirche ohne welteres ZUS  me allerdings solle INa  e}

ihr dann durch die Rückgabe der beschlaenahmten Güter, AauUus denen der
Staat die Mittel Subvention schöpfen vorgibt VO Staate
abhängiges finanzielles Dasein ermöglichen die Forderung ach E1Ner Iren-
LU auft politischem Gebiete SC1 SeIt dem Ausspruch Leos 111 bereits ber-
holt „Utraque potestas SCHCLO S{ 1 maxıma““ (Jede Gewalt 1STt ihrem
Bereich die höchste): S Trennung aber auf moralischem Gebiete haupt-
sächlich auf ı( des Familienrechtes und der Jugenderziehung lehne
die Kirche ab

Der VOIL Kongrefß in Gesetzesform aNSCHOMUNENEC Beschluß spricht sıch, den
Bestimmungen des Grundgesetzes entsprechend, 1Ur grundsätzlich ber die
vorliegende Notwendigkeit 1Ner Verfassungsreform betreffend die Bestim-

über die Beziehungen zwischen dem Staate und der Kirche AUS Die
Hegierung 1STt 1080881 verpflichtet innerhalb VOLL sechs onatenz durch all-
SCHICHILE Wahlen gewählte verfassungsgebende Konvention einzuberufen, die
ihrerseits innerhalb VO  an dreißig Tagen 16e Entscheidung bringen mMUu Der
argentinische Staat beharrt Iso auch weiterhin darauf, das Problem der Be-
ziehungen zwıschen taat und Kirche:einselt1g, ohneFühlungnahme mıt den
zuständigen kirchlichen Stellen lösen.

Um ı dem bevorstehenden Wahlfeldzug den W äihlern den antikirchlichen
Kurs chmackhaft machen, mu{fßte die Kirche als Staatsfeind ı vollem
1INNe des Wortes bloßgestellt werden Da die bis dahin 1esem Inne Ikon-
zentriıerte Hetzpropaganda nıicht überzeugend WAar, mulfsten schwere
Kanonen aufgefahren werden Der ach dem Verbot der ursprünglich g-
nehmigten Fronleichnamsprozession be1 CLNELI spontanen Protestkundgebung

1ese Ma{iinahme VO  z perönistischen Elementen inszenlerte Zwischen-
fall miıt der Verbrennung der Nationalfahne hbe1i gleichzeitiger Hıssung ELN

päpstlichen Fahne auf dem Maste VOL dem Kongrefß, diente als Vorwand,
die Katholiken un: die Kirche Staatsfeinden stempeln. Der offiziellen
Propaganda Wr somit das ersehnte Schlagwort geliefert, dem schon die



Kirche und ‚étaat ın Argentä.ni-en ;
römischén Kaisér bei Kirc£<énverfoigungén griffén‚ um nebst PAaNLCIN et CIr-
CeNsScCS die patriotischen Gefühle anstachelnd, dem Pöbel ihr TAaUsSAaILLCS
Schauspiel schmackhafter machen.

Die VO  - Peroön. bei der wieder VO Gewerkschaftsbund organisıerten
Sühnefeier für die den Katholiken die Schuhe geschobene Fahnenverbren-
n gehaltene Hetzrede SCOCH die Kirche, die darauf erfolgte Durchsuchung
der Kurıe und die Massenverhaftungen VO  _ Mitgliedern der Katholischen
Aktion, die Verhaftung des W eihbischofs, Msgr. Manuel Tato, un! des I)om-
herrn, Msgr Kamon Novoa, un deren Absetzung und Landesverweisung ha-
ben 1Ce Stimmung autf den Siedepunkt gebracht. Die Betrachtung aller Uie-
e{ [ Kreignisse AUSsS der heutigen Perspektive 1äßt keinen Zawveitfel übrig, da
die den Abendstunden des Juni erfo te Brandschatzung der Kirchen
und der erzbischöflichen Kurie Buenos AÄir  15 planmälsig vorbereitet war

un: auch ohne die ausgebrochene Revoalte der Marine erfolgt ware. Die 1n -
nerhalb der ZUr Niederschlagung des Staatsstreiches getroffenen Yalnah-
I1eI1 '"OTSCHOMUNELILC Verhaftung aller Priester und Bischöfe War 1U die
Parole, auf die die bereitstehenden Stoßtrupps gewarte hatten, ıhr
finsteres Werk gehen. In anderem Sinne ä1lst sich die völlige Passivıtät
der Sicherheitsbehörden und Organe, die dieses Schauspiel m1t
gekreuzten Armen betrachteten, aum deuten.

Mag der 1e Kirchenirage betreffende Posten der Rechnung, die Heeres-
mıinıster General Franklin Lucero seInem Standeskameraden Peroön {für die
Kettung des Liebens und des Präsidentenstuhles vorlegte, W1€e6 immer auch
lauten, ie antikirchliche Offensive ihrer bisherigen OTM mußte Peroön
abblasen, und Se1in Kegime versucht 1U  — die Schuld ür diese Schreckensnacht
VOo zum Juni auft die Kommuniısten abzuschieben. Die Kommunisten
werden ZWAaTr vergeblich bewelsen versuchen, da{fß s1€e nıcht ihre and miıt
angelegt haben, aber auch der Perönısmus annn sich nicht VO  an der Schuld
reinwaschen, nıicht NUr intellektueller Mitanstı dieser Schandtat SCWCSCH,
sondern auch dabei Hilfe geleistet haben, wWennNn auch nıcht aktıv mi1tge-
macht haben

Der Kirchenkampf ist jedoch nicht Ende, W as manche Optimisten
AaUus der Zurücknahme ein1ger belangloseren antikirchliehen Maßnahmen VOL-

eilig schließen wollen. Der aum Zzwel Wochen ach dem mifslungenen
Staatsstreich von Perön alle Kräfte des Landes gerichtete Befriedungs-
appell ıst VO  - der Kirche TTOTZ aller schwebenden Fragen an  ‚Cn WOTI-

den Das Regime hat seinerseıts offenbar der ımm gen Meinung, die
Kirche Ließe sich durch klingende Münzen besänftigen auch versucht, der
Kirche den Wiederautbau der verbrannten Kirchen und der Kurle A4aUS staat-
lichen Mittel aufzudrängen, Was entschieden abgelehnt wurde. In ıner dem
Auslande gewidmeten Presseerklärung  verschanzt sich Peron jedoch nach
W1e VOLT hinter dem Wıllen des 9  Volkes“”, das der Kirchenfrage Sinne
des erwähnten Kongreisbeschlusses Z diesem Zwecke . zu den Wahlen qauf-
gerufen werde. ach dem gegenwärtig gültigen Wahl gesetz ist die gesamte
Üpposition, die 0/0 aller timmen bei den etzten Wahlen erhielt, Par-
lament auf etwa 0/0 aller Sıitze zurückgedrängt. kın (sesetz wird nıcht
1UT vVoOn der Oppos?tio-n aqals Beweis es guten ıllens be1l der angebote(nen_
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Befriedung des Landes als Bedingung verlangt, soll auchbereits ı Innen-
mıinısteriıum Entwurf tertig vorliegen. Hätte jedoch :schon die VO  - Perön

Zuge der gestarteten Befriedungsaktion gestellte Forderung sSC111C e
Tolgschaft, SC1INEIN durch den Verzicht auf die Führerposition vorexerzlerten
Beispiel folgen, und somıiıt die dem Gebote der Befriedungsaktion gerecht
werdende Umgestaltung der Partei, deren JIrennung VO Staate un Um-
wandlung CcC1Ne demokratische Partei, nicht bereits C1LNEeIN wahren Aufruhr

den CISCHNECN Reihen ausgelöst, wäre och aue1inNne W ahlreform hof-
fen. Diese Reform kommt aber auch für den Fall, dafß der Perönismus
SC1N: bisherigen W ählerstimmen beibehalten sollte für ELN: SCW1L5SC An-
Zzahl perönistischer ‚„„Volksvertreter“‘ dem Absägen des Astes, auf dem S16

sıtzen, gleich. Hat Perön als zurückgetretener Parteiführer och den Kin-
Iluß die rebellierenden Kräfte bändigen? Auf 1656 Frage steht die Ant-
WOT och aus.

Eıin Auftritt der NCUCH, Gründungsstadium sich befindlichen christlich-
demokratischen Partei der politischen Arena ıst ZU Zeit Aaus tormellen
Gründen nıicht möglich, wie il das Parteiengesetz jeder neugegründeten Par-
te1 S zweijährige Wartezeit auferlegt, bevor S16 sich den Wahlen be-
teiligen kann Ks müßlste also nıiıcht NUur das W ahlgesetz geändert sondern
uch das Parteiengesetz auftf demokratische Grundlagen gestellt werden In
der gegenwartıgen Zusammensetzune des Kongresses die iberale Uppo-
S1ULON, 1. die bürgerlich--radikale Partei, ebenfalls für die Trennung VO  -

taat und Kirche eintrıtt, ist also die Verfassungsänderung i diesem Sinne
gesichert.

W.enn uch alle diese Schwierigkeiten überwunden werden sollten un
der verfassungsgebenden Konvention sich C111 Mehrheit finden sollte, die

das schwebende Kirchenproblem Einklang mit der Kirche lösen bereıt
WAarlt CNN die Konvention 1ST ihrem Beschlufß nıcht die Intention
der Kegierung bei der Vorlage der Verfassungsänderung gebunden WAaTec

das Problem doch och nıcht gelöst Iıie neukodifizierten orundsätzlichen
Bestimmungen müfsten ann och ordentlichen Jegislativen Wege (
setzesform oekleidet werden w as wieder die Zuständigkeit des VO der
perönistischen Mehrheit beherrschten Kongresses fällt

EKs WAarTrTc ZWar durch E1n derartige Verfassungsänderung der Weg Ver-
handlungen mıiıt dem Heiligen Stuhl geebnet, durch Konkordat alle
schwebenden Fragen lösen un!: sodann mıiıt der Ratifizierung des Kon-
kordates durch den Kongreß ı e1INCIIL Zuge un automatisch die Novellie-
runs der einschlägigen (Gesetze erwirken. Da die Verhandlungen ber CL

Konkordat \() W 1650 längere eıt beanspruchten, könnte der Kongreß, SC1-

DEr heutigen ZusammensetzungC111 solchen Lösung nicht wohlwolHend
sınnt, infolge der Ende 1957 ablaufenden Kongreßperiode nicht mehr
die Lage kommen, dieses Werk Hand mi1t anzulegen, sondern he-
reıts die Nachfolger der heutigen Gesetzgeber.

Die verbrannten Kirchen VO Buenos Aires stehen als stummes aber
anschaulicheres Mahnmal da und werden auch ach der Instandsetzung,
IS Leben und Treiben des Alltags die Krinnerung die Schreckens-
nacht V{ 7U Jun1, deren Vorgänge und Ursachen auch verblas-

trotzdem Jange weılter mahnen, his die Beziehungen 7zwischen dem



Staat und d Kirche auf die einzig normale asıs der beiderseitigen In-teresse liegenden Verständigung gestellt werden. Das argentinische Volk,} seliner eNOTMEN Mehrheit katholisch, hat das unumstrittene Recht, VO seiner
Staatsführung 1658 verlangen, diese aber die Pflicht, der Forderung nach-
zukommen.1

Zeitbericht
Die Lage der ostdeutschen Bistümer Der Kommunismus unter den japanischen Studenten
Geburtenkontrolle in Puerto Rıco Die soziale Lage des Landarbeiters in Südamerika
Der Unterhalt VO  i Frankreichs Konfessionsschulen Zum Problem der medizinischen

Autklärung
Die Lage der ostdeutéch'en Bistümer. Durch dıe Konferenzen von Jalta (Fee Ba n n O A bruar un Potsdam (August wurde das Gebiet stlich der Oder und

Neisse durch einen einseltigen Beschluß der damals och einıgen Siegermächte
VOINn Gebiet des Deutschen Reiches abgetrennt und teils der polnıschen Verwal-
iung unterstellt, teıls der Sowletunion eingegliedert. Von dieser Maßnahme WUT-

den auch die deutschen Bistümer stlich dieser Lıinıe betroffen Ks handelt sich
dabei olgende Bıstümer, dıe miıt dem Metropolitansitz ın Breslau die ostdeut-
sche Kırchenprovinz bilden das Erzbistum Breslau, das 194() 3924 053 Katho-
lıken neben 560903 Andersgläubigen zäh Die Diözese Berlin, deren stlıch
dieser Line gelegener Anteıl 1945 ausSs 37 Pfarr- und Seelsorgssteilen besteht.

Das Bıstum rtmland mıt 375 394 Katholiken neben 08349241 Andersgläubigen.
16 Freie Prälatur Schneidemühl! mıt 133 523 Katholiken un 305679 Anders-

gläubigen. Das exemte Bistum Danzig, das nıcht innerhalb der TENzZeEN des
Deutschen Reiches VO  am 1937 Jag, se1 1eTr nıcht miıtgezählt.

Am Juli 1945 starb auf Schloß Johannesberg beiı Jauernig 1mM Sudetenland
der FKürsterzbischof Vo  —_ Breslau, Kardıinal Bertram. Die Nachricht davon gelangte
dreıi Tage später nach Breslau, WO cdas Domkapıtel am Julı ach den Vor-
schriften des Kirchenrechts einen Kapıtularviıkar wählte, auft den ach dem Tod
des Bischofs 16 Leitung der 1özese überging Die Wahl fiel ın Abwesenheit auf
Msgr. Dr Ferdinand Piontek, der die Wahl annahm und ulı 1945 se1nE D

C

Amt antrat. Am Anl ® August erfuhr das Domkapıitel durch dıe polnıische Presse,
daß der damalıge Primas VOon olen, Kardinal Hlond, aus e1ıgner Vollmacht pol-
nische Adminiıstratoren für dıe besetzten deutschen Ostgebiete ernannt habe, dar-
unter auch dreı eistliiche für dıe Erzdiözese Breslau, Diese traten Septem-
ber 1945 ıhr Amt ach dem Kirchenrecht rechtmäßiger apıtularvıkar für
Breslau blieb jedoch alleın Dr Pıontek, der Se1IN Amt allerdings NUur mehr ur  en den
westlich VOoO  — Görlitz noch be1 Deutschland verblıiıebenen 'Teıl der Krzdiözese aus-
u  ben konnte, während ur  e die übrıgen e1lle SeE1InNn Amt r zumal 1946 auch
aus Breslau ausgewlesen wurde und seinen Amitssıtz ach Görlıtz verlegen mußte,
WO bıs heute amtıiert. Den Prager Anteıl VOo  a Glatz hat inzwıischen die polnısche

Inzwischen wurde >Mi.nisterpräsident Peron, der 116 U1 Jahre lang der Spitze des Staa-
{6Ss gestanden WAar, VO  a einNner Militärjunta Z Rücktritt SCZWUNSCIL. damit das heimge-
suchte and schon 7U Frieden gekommen ist, 1ä4St sich natürlich noch nicht mit Sicherheit
Sagen. Ganz gleich jedoch, welcher Richtung die Revolutionsregierung angehören WIT|  d, oh
S1€e iberal oder christlich orıentiert se1in wird, die Lösung des Kirchenproblems wird uch
tür S16 exıstieren. Die bisherige Regierung hatte die Neuregelung auftf die ö  1ıt nach den Wah-
len für 1ne verfassunggebende Versammlung verschoben, aul den unı 1956 Wie das 1U
werden wird, zuma| die Gründung einer katholischen Parteı gedacht ist, äßt 31C)! noch
nicht absehen.


